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PRESSEMITTEILUNG Nr. 47/24 
Luxemburg, den 14. März 2024 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-516/22 | Kommission/Vereinigtes Königreich (Urteil des 

Obersten Gerichtshofs) 

Das Vereinigte Königreich hat durch ein Urteil seines Obersten 

Gerichtshofs gegen Unionsrecht verstoßen 

Vertragsverletzungsverfahren gegen das Vereinigte Königreich wegen etwaiger Verstöße gegen das Unionsrecht, 

die vor dem Übergangszeitraum, der am 31. Dezember 2020 endete, begangen wurden, sind innerhalb von vier 

Jahren nach diesem Datum möglich 

Am 19. Februar 2020, d. h. vor Ablauf des Übergangszeitraums, erließ der Oberste Gerichtshof des Vereinigten 

Königreichs das Urteil Micula v Romania1 , mit dem die Vollstreckung eines Schiedsspruchs gestattet wurde, den das 

ICSID in der Rechtssache Ioan Micula, Viorel Micula and others v. Romania erlassen hatte2. Mit diesem Schiedsspruch 

war Rumänien verurteilt worden, schwedischen Investoren wegen der vorzeitigen Aufhebung einer regionalen 

Investitionsbeihilferegelung eine Entschädigung in Höhe von etwa 178 Mio. Euro zu zahlen. Das Urteil des Obersten 

Gerichtshofs des Vereinigten Königreichs erging, obwohl die Kommission Rumänien die Zahlung dieser 

Entschädigung, die sie als eine mit dem Unionsrecht unvereinbare staatliche Beihilfe ansah, durch einen Beschluss 

untersagt hatte. Zudem war beim Gerichtshof ein Rechtsstreit über diesen Beschluss der Kommission anhängig3. 

Im Hinblick auf das genannte Urteil hat die Kommission im Juli 2022 beim Gerichtshof eine Vertragsverletzungsklage 

gegen das Vereinigte Königreich erhoben. Das Vereinigte Königreich hat es abgelehnt, zu dieser Rechtssache 

Stellung zu nehmen, so dass der Gerichtshof durch Versäumnisurteil entschieden hat. 

Mit seinem heutigen Urteil stellt der Gerichtshof fest, dass das Vereinigte Königreich durch das Urteil seines 

Obersten Gerichtshofs gegen seine Verpflichtungen aus dem Unionsrecht verstoßen hat. 

Der Gerichtshof weist darauf hin, dass er gemäß dem Austrittsabkommen (Brexit) während eines Zeitraums von vier 

Jahren nach Ende des Übergangszeitraums (der sich vom 1 Februar bis zum 31. Dezember 2020 erstreckte) für 

Vertragsverletzungsklagen zuständig ist, wenn die Klage auf die Feststellung gerichtet ist, dass das Vereinigte 

Königreich eine Verpflichtung aus dem Unionsrecht vor Ende des Übergangszeitraums nicht erfüllt hat. Die 

Verpflichtung der Mitgliedstaaten, die Vorschriften des Unionsrechts zu beachten, trifft alle Behörden und, im 

Rahmen ihrer Befugnisse, auch die Gerichte. 

Der Gerichtshof ist der Auffassung, dass der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs zu Unrecht 

entschieden hat, dass das Unionsrecht (insbesondere die Vorschriften über staatliche Beihilfen) auf die 

Verpflichtung des Vereinigten Königreichs nach dem ICSID-Übereinkommen, den Schiedsspruch zu vollstrecken, 

nicht anwendbar sei, da das Vereinigte Königreich dieses Übereinkommen mit Drittstaaten geschlossen habe, bevor 

es der Europäischen Union beigetreten sei4, so dass das Unionsrecht der Vollstreckung dieses Schiedsspruchs 

nicht entgegenstehe. Dieses Gericht hätte nämlich zuvor eingehend prüfen müssen, ob eine solche 

Verpflichtung trotz dessen, dass sie sich auf einen Schiedsspruch bezieht, mit dem ein Verstoß eines Mitgliedstaats 

(Rumänien) gegen einen mit einem anderen Mitgliedstaat (Schweden) geschlossenen bilateralen Investitionsvertrag 
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festgestellt wurde, auch Rechte impliziert, auf die sich Drittstaaten gegenüber diesen Staaten berufen 

könnten. 

Es ist nicht hinnehmbar, dass ein Gericht eines Mitgliedstaats, zumal ein Gericht, dessen Entscheidungen nach 

innerstaatlichem Recht unanfechtbar sind, eine falsche Auslegung des Unionsrechts vornehmen kann, deren Zweck 

und Wirkung darin besteht, die Anwendung des gesamten Unionsrechts bewusst auszuschließen. Eine solche 

Auslegung würde nämlich dazu führen, dass der Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts nicht zum Tragen 

kommt. Der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs hat somit die Unionsrechtsordnung 

schwerwiegend beeinträchtigt. 

Des Weiteren stellt der Gerichtshof einen Verstoß gegen die Verpflichtung zu loyaler Zusammenarbeit fest. Wird 

ein nationales Gericht mit einer Rechtssache befasst, die bereits Gegenstand einer Untersuchung durch die 

Kommission oder eines Gerichtsverfahrens vor den Unionsgerichten ist, ist dieses nationale Gericht nämlich 

verpflichtet, das Verfahren auszusetzen, es sei denn, es besteht kaum die Gefahr eines Widerspruchs zwischen 

seinem künftigen Urteil und dem künftigen Rechtsakt der Kommission oder dem künftigen Urteil der 

Unionsgerichte. Der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs hat jedoch mit dem beanstandeten Urteil über 

die Auslegung des Unionsrechts und über dessen Anwendung auf die Vollstreckung des Schiedsspruchs 

entschieden, obwohl die diese Auslegung betreffende Frage durch einen Beschluss der Kommission beantwortet 

und vor den Unionsgerichten anhängig war. 

Zudem war der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs als nationales Gericht, dessen Entscheidungen 

nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, verpflichtet, den 

Gerichtshof zur Anwendung des Unionsrechts zu befragen, um die Gefahr einer fehlerhaften Auslegung des 

Unionsrechts auszuschließen, zu der er in dem beanstandeten Urteil tatsächlich gelangt ist. 

Schließlich stellt der Gerichtshof einen Verstoß gegen das Verbot fest, staatliche Beihilfen durchzuführen, 

solange die Kommission nicht abschließend über die entsprechende Maßnahme entschieden hat. Dieser 

Verstoß besteht darin, dass Rumänien mit dem beanstandeten Urteil verpflichtet worden ist, die Entschädigung an 

die Investoren zu zahlen, obwohl der Beschluss der Kommission Gegenstand eines Rechtsstreits vor dem 

Gerichtshof war. 

HINWEIS: Gegen einen Mitgliedstaat kann von der Kommission oder einem anderen Mitgliedstaat wegen Verstoßes 

gegen unionsrechtliche Verpflichtungen eine Vertragsverletzungsklage erhoben werden. Stellt der Gerichtshof die 

Vertragsverletzung fest, hat der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil unverzüglich nachzukommen. Ist die 

Kommission der Auffassung, dass der Mitgliedstaat dem Urteil nicht nachgekommen ist, kann sie erneut klagen und 

finanzielle Sanktionen beantragen. Hat ein Mitgliedstaat der Kommission die Maßnahmen zur Umsetzung einer 

Richtlinie nicht mitgeteilt, kann der Gerichtshof auf Vorschlag der Kommission jedoch bereits mit dem ersten Urteil 

Sanktionen verhängen. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia-

Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Marguerite Saché ✆ +352 4303 3549 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 

1 Urteil des Supreme Court UK vom 19. Februar 2020 Micula and others v Romania, [2020] UKSC 5. 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-516/22
http://ec.europa.eu/avservices/ebs/schedule.cfm?page=1
https://www.supremecourt.uk/cases/docs/uksc-2018-0177-judgment.pdf
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2 Schiedsspruch des Internationalen Zentrums zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten ICSID Nr. ARB/05/20. 

3 Vgl. Pressemitteilung Nr. 15/22 zum Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Kommission/European Food u. a., C-638/19 P. Der Gerichtshof hat 

die betreffenden Sachen an das Gericht zurückverwiesen, wo sie derzeit noch anhängig sind.  

4 Gemäß Art. 351 Abs. 1 AEUV in der Auslegung durch den Gerichtshof hat eine Bestimmung des Unionsrechts gegenüber einer internationalen 

Übereinkunft nur dann zurückzutreten, wenn diese zum einen geschlossen wurde, bevor die Unionsverträge in dem betreffenden Mitgliedstaat in 

Kraft getreten sind, und wenn zum anderen der betreffende Drittstaat daraus Rechte herleiten kann, deren Beachtung er von diesem Mitgliedstaat 

verlangen kann. Die Mitgliedstaaten können diese Bestimmung nicht geltend machen, wenn in dem betreffenden Einzelfall die Rechte von 

Drittstaaten nicht berührt sind. 

https://icsid.worldbank.org/cases/case-database/case-detail?CaseNo=ARB/05/20
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2022-01/cp220015de.pdf
https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-638/19%20

